
PRESSEMITTEILUNG 

 

Für eine unabhängige Selbstverwaltung mit echten Ge-

staltungsspielräumen 

Berlin, 16.11.2016: Heute hat die Bundesregierung den Entwurf für das soge-

nannte „GKV-Selbstverwaltungsstärkungsgesetz“ beschlossen. Leider hält dieses 

Gesetz nicht, was sein Name verspricht. Dazu erklärt Uwe Klemens, Verwaltungs-

ratsvorsitzender des GKV-Spitzenverbandes:  

 

„In der sozialen Selbstverwaltung beim GKV-Spitzenverband arbeiten die Vertre-

terinnen und Vertreter der Versicherten sowie der Arbeitgeber Hand in Hand. Die 

soziale Selbstverwaltung beim GKV-Spitzenverband kommt ihren Aufgaben ei-

genständig und in hohem Maße verantwortungsvoll nach. Für den nun gesetzlich 

geplanten Eingriff in das Selbstverwaltungsrecht beim GKV-Spitzenverband gibt 

es weder einen rechtlichen, noch einen inhaltlichen Grund.“   

 

Mit dem Gesetz sollen die Aufsichtsrechte über alle Spitzenorganisationen der 

gesetzlichen Krankenversicherung vereinheitlicht werden. Dieser Ansatz verkennt 

allerdings, dass grundlegend zwischen sozialer und gemeinsamer Selbstverwal-

tung zu unterscheiden ist: Im Verwaltungsrat des GKV-Spitzenverbandes sind 

Versicherte und Arbeitgeber vertreten, die sich für die Interessen der Patientin-

nen und Patienten, der Versicherten und der Arbeitgeber im Rahmen der Sozial-

partnerschaft einsetzen, während andere Spitzenorganisationen im Gesundheits-

wesen v. a. berufsständische und wirtschaftliche Interessen ihrer Mitglieder ver-

treten.   

 

Konkrete Änderungen notwendig  

Es ist sicherlich ein gutes Signal, dass die noch im Referentenentwurf als zusätz-

liche Befugnis für das Bundesgesundheitsministerium vorgesehene „Inhaltsbe-

stimmung zu unbestimmten Rechtsbegriffen“ ersatzlos gestrichen wurde. Damit 

ist das Risiko, aus der Rechtsaufsicht eine Fachaufsicht zu machen, deutlich re-

duziert. Allerdings gibt es weitere Punkte, die wir nach wie vor kritisch sehen:  
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1. Mindestinhalte der Satzung (§ 217e Absatz 1 Satz 5 SGB V)   

Der Gesetzentwurf sieht trotz Präzisierungen nach wie vor Mindestinhalte für 

die Satzungen der Körperschaften auf Bundesebene vor. Dies nimmt der 

Selbstverwaltung eigenverantwortliche Gestaltungsspielräume. Die Arbeit 

des GKV-Spitzenverbandes hat keinen Anlass für eine solche Regelung ge-

geben. Diese Mindestvorgaben im § 217e Abs. 1 Satz 5 SGB V sollten für den 

von der sozialen Selbstverwaltung getragenen Verwaltungsrat des GKV-

Spitzenverbandes gestrichen werden. Ein solcher Eingriff in die Satzungsau-

tonomie ist nicht gerechtfertigt.   

 

2. Entsandte Person für besondere Angelegenheiten beim GKV-Spitzenverband 

(§ 217h)  

In dem Gesetzentwurf ist die Möglichkeit für die Aufsichtsbehörde vorgese-

hen, unterhalb der Schwelle eines sog. Staatskommissars eine Dritte Person 

in die Spitzenorganisationen der gesetzlichen Krankenversicherung zu ent-

senden. Nach wie vor ist diese Möglichkeit nach Auffassung des GKV-

Spitzenverbandes nicht erforderlich. Zwar sind die im Entwurf genannten 

Eingriffsvoraussetzungen eingeengt, aber nicht ausreichend präzisiert wor-

den. Die Vorschrift ist durch die gewählte Formulierung „Die ordnungsge-

mäße Verwaltung ist insbesondere gefährdet, wenn…“ immer noch zu unbe-

stimmt. Daher ist zumindest das Wort „insbesondere“ zu streichen, damit 

dem Ministerium nicht beliebige Eingriffsmöglichkeiten gegeben werden. 

 

3. Geschäfts- oder Verfahrensordnung des G-BA (§ 91 SGB V)  

Nach wie vor soll der Aufsicht zugestanden werden, bei der Geschäfts- oder 

Verfahrensordnung des G-BA Änderungen anzuordnen und bei nicht frist-

gemäßer Umsetzung die Änderungen selbst vorzunehmen. Dies bedeutet ei-

nen tiefen Eingriff in die Arbeitsweise des G-BA. Hierdurch können die orga-

nisatorischen inneren Abläufe durch die Aufsicht gestaltet werden. Das stellt 

einen Eingriff in die gemeinsame Selbstverwaltung dar. Zudem soll eine auf-

schiebende Wirkung von Klagen gegen Maßnahmen des BMG ausgeschlossen 

werden.   

 

„Wenn die soziale Selbstverwaltung weiterhin zu den tragenden Prinzipien der 

gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung gehören soll, ist ein starker Rück-

halt aus der Politik notwendig. Gerade angesichts der bevorstehenden Heraus-

forderungen bei der Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen und dauerhaft 
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finanzierbaren Versorgung braucht es eine leistungsfähige Selbstverwaltung.  

Erforderlich ist daher ein echtes Selbstverwaltungsstärkungsgesetz, das die 

Handlungskompetenzen für die Selbstverwaltung ausbaut“, so Dr. Volker Hansen,  

alternierender Verwaltungsratsvorsitzender des GKV-Spitzenverbandes. 

 

 

 

Der GKV-Spitzenverband ist der Verband aller 117 gesetzlichen Kranken- und Pflege-

kassen. Als solcher gestaltet er den Rahmen für die gesundheitliche Versorgung in 

Deutschland; er vertritt die Kranken- und Pflegekassen und damit auch die Interessen 

der 70 Millionen Versicherten und Beitragszahler auf Bundesebene gegenüber der Poli-

tik, gegenüber Leistungserbringern wie Ärzten, Apothekern oder Krankenhäusern. Der 

GKV-Spitzenverband übernimmt alle nicht wettbewerblichen Aufgaben in der Kranken- 

und Pflegeversicherung auf Bundesebene. Der GKV-Spitzenverband ist der Spitzenver-

band Bund der Krankenkassen gemäß § 217a SGB V. 

 


